


Soweit die Belange der Menschen mit Behinderungen betroffen sein werden, werden 

wir uns zu vom MIK ausgehenden Gesetz- und Verordnungsgebungsverfahren 

äußern. Interessen von Menschen mit Behinderungen sind von den hier in Frage 

stehenden Zuständigkeitsregelungen in der Berufsbildung nicht berührt. Von einer 

Stellungnahme wird deshalb abgesehen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Monika Paulat 

Vorsitzende des Landesbehindertenbeirates Brandenburg 


